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Abkiirzungsverzeichnis

VBS gidg?néssische Departement fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz und
por

NDG Nachrichtendienstgesetz

AUNS Aktion fur eine unabhangige und neutrale Schweiz

EU Européische Union

GPDel Geschaftsprifungsdelegation

RK MZF Regierungskonferenz Militar, Zivilschutz und Feuerwehr

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

BUPF Bundesgesetz betreffend die Uberwachung des Post- und
Fernmeldeverkehrs

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

GSoA Gruppe flr eine Schweiz ohne Armee

FER Fédération des Entreprises Romandes

NDB Nachrichtendienst des Bundes
(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst fiir Analyse und
Prévention)

SSV Schweizer Schiesssportverband

SBV Schweizerischer Buchsenmacher- und Waffenfachhéndlerverband

Fedpol Bundesamt fur Polizei

KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und
-direktoren

EuGH Gerichtshof der Européaischen Union

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

LRens Loi sur le renseignement

ASIN Action pour une Suisse Indépendante et Neutre

UE Union européenne

DéICDG Délégation des Commissions de gestion

CG MPS Conférence gouvernementale des affaires militaires, de la protection
civile et des sapeurs-pompiers

uss Union syndicale suisse

LSCPT Loi fédérale sur la surveillance de la correspondance par poste et
télécommunication

USAM Union suisse des arts et métiers

GSsA Groupe pour une Suisse sans Armée

FER Fédération des Entreprises Romandes

SRC Service de renseignement de la Confédération
(a 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

FST Fédération sportive suisse de tir

ASA Association suisse des armuriers et negociants d'armes specialisés

Fedpol Office fédéral de la police

CCDJP Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux
de justice et police

CJUE Cour de justice de I'Union européenne (anciennement Cour de justice

des Communautés européennes CJCE)
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Aussere Sicherheit

Bei einer Stimmbeteiligung von knapp 43 Prozent nahm die Schweizer
Stimmbevolkerung am  25. September 2016 das Bundesgesetz iiber den
Nachrichtendienst (NDG) mit 65.5 Prozent Ja-Stimmen an. Das Resultat fiel damit noch
deutlicher aus, als es die im Vorfeld durchgefihrten Umfragen erwarten liessen. In
keinem einzigen Kanton resultierte eine Nein-Mehrheit. Die geringste Zustimmung
erfuhr das NDG im Kanton Basel-Stadt mit 55 Prozent. Am héchsten fiel die
Zustimmung mit gut 74 Prozent im Kanton Waadt aus, gefolgt von Nidwalden mit gut 70
Prozent. In allen anderen Kantonen bewegte sich der Ja-Anteil zwischen 60 und 70
Prozent, wobei sich keine nennenswerten Unterschiede zwischen den Landesteilen
oder zwischen Stadt und Land zeigten.

Bundesrat Guy Parmelin, der hiermit seine Feuerprobe als neuer Verteidigungsminister
vor dem Stimmvolk souveran bestanden hatte, zeigte sich sehr zufrieden mit dem
Ausgang der Abstimmung. Die Schweiz erhalte damit moderne Mittel, um auf aktuelle
Bedrohungen zu reagieren, sagte er gegenlber den Medien. Auch das Ja-Komitee zeigte
sich erfreut, dass es gelungen sei, die Angste vor der Masseniberwachung zu
entkraften. Die Presse deutete das Resultat entsprechend als Vertrauensbeweis der
Stimmbevolkerung in den Staat. Das unterlegene Nein-Lager kiindigte unterdessen an,
nun auf die transparente Kontrolle des NDB zu pochen und die vom Bundesrat
kommunizierte Zahl von rund zehn Uberwachungsfallen pro Jahr genau im Auge zu
behalten.

In Kraft treten wird das neue NDG am 1. September 2017. Bis dahin gebe es noch viel zu
tun, erkléarte der Verteidigungsminister. So musse der NDB organisatorisch und
technisch auf seine neuen Befugnisse ausgerichtet werden, denn mit diesen
Anpassungen habe man bis zur Abstimmung zugewartet. Die personelle Aufstockung des
NDB um 20 Stellen solle bis 2019 schrittweise erfolgen. Moglichst zeitnah musse zudem
die neue unabhangige Aufsichtsbehdrde eingerichtet werden, deren Leitung der VBS-
Chef bis Ende Jahr ernennen werde. Die Aufsicht solle dann - wie auch die
Sicherheitspolitischen Kommissionen der eidgendssischen Rate und die GPDel -
bereits in die Ausarbeitung der Verordnungen zur Konkretisierung des NDG einbezogen
werden, die der Bundesrat Anfang 2017 in die Vernehmlassung schicken wolle.

Abstimmung vom 25. September 2016

Beteiligung: 42.94%
Ja: 1'459'068 (65.5%)
Nein: 768'065 (34.5%)

Parolen:

- Ja: BDP, CVP, EDU (1*), EVP (1*), FDP, FP, KVP, SVP (1*); KKJPD, Economiesuisse
- Nein: GP, PdA, Piratenpartei, SD, SP (2*); GSoA, Digitale Gesellschaft, Syndicom
- Stimmfreigabe: GLP (4*)

* In Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen '

Innere Sicherheit

In der Woche nach der Schlussabstimmung in den eidgendssischen Réaten Uber das
revidierte BUPF stellte sich - wie von SVP-Nationalrat und Komitee-Chef Franz Griiter
(svp, LU) bereits seit langerem angekiindigt - das Referendumskomitee ,,Stop BUPF™
vor. Ihm gehdrten neben der Piratenpartei, der Alternativen Liste und der Partei der
Arbeit auch die Jungfreisinnigen, die Jungen Grunliberalen, die Junge SVP sowie die
Juso an. Dazu kamen sieben zivilgesellschaftliche Organisationen, namentlich die
Digitale Gesellschaft, der Verein Grundrechte, Operation Libero, die Internet Society
Schweiz, der Chaos Computer Club Schweiz, die Stiftung pEp und Wilhelm Tux. Diese
ungewohnliche Allianz von Jungparteien von links bis rechts deutete darauf hin, dass in
dieser Frage weniger ein parteiideologischer als vielmehr ein Generationenkonflikt
vorlag. Mitte April prasentierte das Komitee seine Argumente. Im Zentrum der Kritik
stand einerseits die als ,unverhaltnismassig™ angesehene Vorratsdatenspeicherung, bei
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der zwar die Frist zur Aufbewahrung der Daten nicht verlangert, aber der Kreis der
Anbieter, die Daten flur die Behdrden bereithalten missen, ausgeweitet wurde.
Andererseits storten sich die BUPF-Gegner an den Staatstrojanern, die fortan in fremde
Computersysteme eindringen und so verschlisselte Kommunikation abhdéren kénnen.
Besonders stossend sei hierbei, dass die Staatstrojaner bestehende Sicherheitslicken
ausnutzen sollen, wodurch ein ,legaler Schwarzmarkt von Sicherheitsllicken™ geschaffen
werde, so Norbert Bollow, Prasident der Digitalen Gesellschaft. Zum Abhodren
verschlisselter Kommunikation gebe es auch andere Mittel, betonte JGLP-Co-
Préasident Pascal Vuichard und verwies auf die Firma Skype, welche auf
Gerichtsbeschluss hin mit den Behodrden kooperiere. Vonseiten der IT-Anbieter
kritisierte Jean-Marc Hensch, Geschéaftsfihrer des Branchenverbandes Swico, die
~Uberrissenen Mitwirkungspflichten™, da auch kleinere Anbieter einen automatischen
Zugriff der Behorden auf ihre Systeme einrichten mussten. Im Grundsatz war sich das
Komitee einig, dass die Privatsphare nicht auf Vorrat eingeschréankt werden solle - mit
den Worten von Juso-Prasident Fabian Molina: ,Im Zweifel flr die Freiheit." Ebenfalls
im April trat die SP nach einem entsprechenden, ausserst knappen Beschluss der
Delegiertenversammlung dem Referendumskomitee bei, allerdings gegen den
Widerstand ihres Parteiprasidenten Christian Levrat (sp, FR) und entgegen der Mehrheit
der Bundeshausfraktion, die das BUPF im Parlament gutgeheissen hatte.

Einen Monat vor Ablauf der Referendumsfrist am 7. Juli 2016 wurde bekannt, dass die
Unterschriftensammlung bis anhin harzig verlaufen war und deshalb noch rund die
Halfte der bendtigten 50'000 Unterschriften fehlten. Daraufhin erklérte Juso-Préasident
Fabian Molina den Abbruch der offiziellen Unterschriftensammlung. Er zeigte sich
enttduscht Uber die schwache Sammelleistung der burgerlichen Jungparteien und
glaubte nicht mehr an den Erfolg des Referendums. Die Allianzpartner ihrerseits
bezeichneten den Riickzug Molinas als feige und unzuverlassig und beklagten auch das
mangelnde Engagement der Juso, welche das Unterschriften-Soll auch nicht erfullt
hatten. Dennoch wollten sie nicht aufgeben und setzten die Unterschriftensammlung
auch ohne Beteiligung der Juso fort. Ende Juni sah es denn auch tatsachlich danach
aus, dass sich der Einsatz im Schlussspurt gelohnt hatte: Das Komitee verklindete,
55'000 Unterschriften erhalten zu haben, die lediglich noch beglaubigt werden
mussten. Nach dem Austritt der Juso habe sich ein .gewaltiger Alarmismus™
breitgemacht, der die Sammler zuséatzlich anspornte, erklarte Hernani Marques vom
Chaos Computer Club. Er zeigte sich zuversichtlich, dass mindestens 51'000 gultige
Unterschriften beisammen seien und das Referendum damit zustande komme.

Wie sich am Tag des Ablaufs der Referendumsfrist herausstellte, hatte sich das Komitee
jedoch verkalkuliert. Von den gut 55'000 gesammelten Unterschriften trafen nur rund
45'000 rechtzeitig beglaubigt ein, damit sie bei der Bundeskanzlei hatten eingereicht
werden kénnen. Damit war das Referendum im allerletzten Moment gescheitert. Fur das
Komitee sei es eine ,gewaltige Enttduschung®. Schuld daran seien aber weder die
Sammlerinnen und Sammler noch die Gemeinden, sondern das Komitee selbst, das in
der Anfangsphase zu viel Zeit verloren habe, gab es in einer Mitteilung bekannt. Damit
wird das BUPF wie von den eidgendssischen Raten verabschiedet in Kraft treten. ?

Anfang Februar 2018 veroffentlichte das Fedpol den Ergebnisbericht der
Vernehmlassung zur Ubernahme der geinderten EU-Waffenrichtlinie. Nebst den
zahlenmassig sehr gut vertretenen Schitzen- und Waffenkreisen - darunter der
schweizerische Schiesssportverband (SSV), der schweizerische Blchsenmacher- und
Waffenfachhéandlerverband (SBV), ProTell, Legalwaffen Schweiz (LEWAS) und Jagd
Schweiz - befanden sich auch alle Kantone, sieben nationale und drei kantonale
Parteien, die KKJPD wund die RK MZF, Economiesuisse, der schweizerische
Gewerbeverband (SGV), der schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) und der
schweizerische Stadteverband unter den insgesamt 2205
Vernehmlassungsteilnehmenden. Davon sprachen sich der SSV und jene 2055
Stellungnehmenden, die sich dessen Stellungnahme angeschlossen hatten - darunter
insbesondere Jagd Schweiz und die Aktion «Finger weg vom Schweizer Waffenrecht!»,
aber auch eine Vielzahl von Schutzenvereinen und Privatpersonen - sowie der SBV,
ProTell, LEWAS, die AUNS, die Gruppe Giardino, das Centre Patronal, der SGV, Swiss
Olympic und zahlreiche weitere Schutzen-, Waffensammler- und militdrnahe
Organisationen dezidiert gegen die geplante Anderung des Waffengesetzes aus. Einen
grundsatzlich ablehnenden Standpunkt vertraten zudem auch die SVP Schweiz, ihre
Sektionen Neuenburg, Jura und Valais Romand sowie die Kantone Nidwalden und
Schwyz. Neun Kantone gaben zu verstehen, dass sie zwar die Ziele der EU-
Waffenrichtlinie unterstiitzten, die vorgesehenen Anderungen am Waffengesetz aber
ablehnten, da sie keinen genligenden Beitrag zur Bekdmpfung von Waffenmissbrauch
leisteten. Demgegenuber erklarte sich die Mehrheit der Kantone mit den Neuerungen
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grundsatzlich einverstanden. Insgesamt positiv beurteilt wurde der Entwurf auch von
der BDP, der GLP, der FDP, der SP und den Grinen - wobei die letzteren beiden
ausdrucklich bedauerten, dass er keine weitergehenden Massnahmen umfasste. Ebenso
Uberwiegend beflirwortend dusserten sich u.a. die KKJPD, die RK MZF, Economiesuisse,
der Stédteverband, die FER, der SGB, die GSoA, Terre des Hommes Schweiz, der
schweizerische Friedensrat, die Frauen fur den Frieden Schweiz, die Evangelischen
Frauen Schweiz, die Haus- und Kinderdrzte Schweiz und die schweizerische
Gesellschaft  fur Psychiatrie und Psychotherapie. Unter den zustimmenden
Stellungnahmen ausdrlicklich  positiv  hervorgehoben wurden das Ziel, den
Waffenmissbrauch zu bekampfen bzw. den Zugang zu halbautomatischen Waffen
einzuschranken, sowie die Vorteile der Schengen-Assoziierung fur die Schweiz.
Ansonsten ausserte sich die Zustimmung zur Vorlage hauptsachlich durch die
Abwesenheit von Kritik.

An Letzterer wurde jedoch nicht gespart. Anlass dazu boten neben den einzelnen
Bestimmungen des Waffengesetzes und deren konkreter Ausgestaltung vor allem die
Stossrichtung der Revision im Allgemeinen. In der Schweiz, wo das Recht auf
Waffenbesitz ein Aspekt der Unabhangigkeit und Souveranitat des Staates sei,
manifestiere sich im liberalen Waffenrecht der gegenseitige Respekt zwischen Staat
und Burgern, weshalb Verschéarfungen nicht angebracht seien, argumentierten etwa
ProTell, der SSV die RK MZF, die SVP sowie flnf Kantone (Al, AR, GL, SG, OW). Des
Weiteren wurden die Entwaffnung der Blrger und schwere (Ruf-)Schaden fir das
Schweizer Schiesswesen beflirchtet. Problematisch am Vorhaben sei ausserdem, dass
darin Regelungen vorgesehen seien, die in der jungeren Vergangenheit vom Volk
abgelehnt worden waren. So komme die Registrierungspflicht fir rechtmassig
erworbene, aber neu verbotene halbautomatische Feuerwaffen einer Nachregistrierung
gleich und der fur den Erwerb einer solchen Waffe klnftig erforderliche Nachweis einer
Mitgliedschaft in einem Schiessverein bzw. alternativ des regelmassigen Gebrauchs der
Waffe flr das sportliche Schiessen erinnere zu stark an eine BedUrfnisklausel. Beide
Massnahmen waren 2011 bei der Volksabstimmung Uber die Initiative gegen
Waffengewalt abgelehnt worden - ein Umstand, den ausser Schitzen- und
Waffenkreisen auch die SVP und vier Kantone (AR, GE, SZ, TI) betonten. Von
verschiedenen Seiten wurde zudem die fehlende Verhaltnismassigkeit der Vorlage
bemangelt. Wahrend Angehdrige der Waffenlobby ausfuhrten, dass mit dem Entwurf
eher die legalen Waffenbesitzer bestraft als Terroranschldge verhindert wdirden,
dusserten sich zahlreiche Kantone und die CVP dahingehend, dass trotz erheblichen
blrokratischen Mehraufwandes kaum ein Sicherheitsgewinn resultiere. Entgegen der
Anklndigung des Bundesrates befanden der SSV, der SBV und ProTell den
Umsetzungsvorschlag nicht fir «pragmatisch» und die CVP sowie die grosse Mehrheit
der Kantone bezweifelten, dass der Bundesrat den Handlungsspielraum bei der
Umsetzung vollstandig ausgeschopft habe. Schitzenkreise wiesen Uberdies auf eine
héngige Klage am EuGH hin, in der die Tschechische Republik die Rechtmassigkeit der
neuen EU-Waffenrichtlinie angefochten hatte, weil die Terrorabwehr den Einzelstaaten
obliege und gar nicht in die Zustandigkeit der EU falle. Die Schweiz solle diesem Urteil
nicht vorgreifen und das Waffenrecht nicht vorschnell anpassen.

Inhaltlich sei der Entwurf hinsichtlich zentraler Begrifflichkeiten - beispielsweise der
Definitionen von «Faustfeuerwaffe» und «Handfeuerwaffe» - zu wenig prazise und
Uberlasse zu viele Klarungen dem Verordnungsgeber, was Rechtsunsicherheit mit sich
bringe. In diesem Zusammenhang forderten der SSV, der SBV, ProTell, LEWAS, der
Stadteverband sowie neun Kantone den Bundesrat auf zu definieren, was
«Regelméssigkeit des sportlichen Schiessens» bedeute. Die Notwendigkeit einer
solchen Prazisierung zeigte sich bereits in den unterschiedlichen Vorstellungen des
Begriffs, welche die Vernehmlassungsantworten offenbarten: Hielten der SBV und
ProTell einmal in funf Jahren fir eine angemessene Regelméassigkeit, sahen die Kantone
Neuenburg, Tessin, Waadt und Wallis eine ausreichende Regelméssigkeit ab einer
zweimaligen Nutzung pro Jahr gegeben. Ganz konkrete Kritik betraf dartber hinaus die
vorgesehene Unterscheidung von Waffenkategorien anhand der Magazinkapazitat. Diese
sei kein Indikator fur die Geféhrlichkeit einer Waffe und die Regelung daher nicht
nachvollziehbar; stattdessen wére eine Unterscheidung anhand des Kalibers, des
Munitions-Typs und einer allfalligen Serienfeuer-Moglichkeit zu diesem Zweck
dienlicher. Da Magazine zum Teil waffentyplbergreifend eingesetzt und separate
Magazine bewilligungsfrei erworben werden koénnten, sei die Regelung leicht zu
umgehen und Missbrauch schwer zu verhindern, stellten mehrere Kantone fest. Die
Skepsis der Waffenlobby sowie des Kantons Schwyz weckte zudem die Pflicht fur
Waffensammler, den Zweck der Sammlung offenzulegen. Der Mensch sei seit jeher ein
Sammler, wie es ProTell ausdriickte, und viele Sammlungen dienten keinem besonderen
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Zweck ausser der Freude am Objekt selbst, weshalb eine solche Bestimmung verfehlt
sei. Die Kritik am Entwurf beschrankte sich jedoch nicht darauf, dass er zu viele
Einschrankungen vorsehe; an einigen Stellen wurde auch bemangelt, dass die
Regelungen zu wenig weit gingen. So schlugen beispielsweise die SP, die GLP und flnf
Kantone (NE, TI, VD, VS, GE) vor, es sei auch von Eigentiimern von Ordonnanzwaffen ein
Nachweis zu verlangen, dass sie die Waffe regelméassig fur den Schiesssport
verwendeten.

Auch lehnten nicht alle Kritiker der Waffenrechtsanpassung ebenso die Genehmigung
des Notenaustausches mit der EU ab. Der Notenaustausch ist im Grunde genommen
das Verfahren zur Ubernahme eines weiterentwickelten Rechtsakts, der dem Schengen-
Besitzstand angehort. Nachdem die EU der Schweiz am 31. Mai 2017 die neue
Waffenrichtlinie als Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes notifiziert hatte,
versicherte der Bundesrat in seiner Antwortnote vom 16. Juni 2017 der EU, dass die
Schweiz die Richtlinie - vorbehaltlich der parlamentarischen Genehmigung - innerhalb
einer Frist von zwei Jahren Ubernehmen und umsetzen werde. Die SVP, der SSV und
LEWAS waren der Meinung, die Schweiz kénne der EU mitteilen, die Waffenrichtlinie zu
Ubernehmen - wozu sie als Vertragsstaat von Schengen/Dublin verpflichtet ist -, ohne
dafur die Schweizer Rechtslage anpassen zu mussen. Sie hielten das Schweizer
Waffenrecht fur den Anforderungen der EU-Richtlinie dem Sinn nach entsprechend
und sahen darum keinen Bedarf fiir eine Anderung des Schweizer Waffenrechts, auch
wenn der Notenaustausch genehmigt wurde. In die gleiche Richtung dusserte sich auch
die CVP, welche die Frage stellte, ob das geltende Waffengesetz keine ausreichende
Grundlage darstelle, um die Ziele der EU-Waffenrichtlinie weitgehend zu erfullen.
ProTell und der Kanton Schwyz lehnten indes auch die Genehmigung des
Notenaustausches ab und forderten weitere Verhandlungen mit der EU. ®
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